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Gefahren für die Rente
Katja Kippings Angriff auf die gesetzliche Sozialversicherung

von Klaus Ernst und Michael Schlecht

Die große Koalition will die Rentenerhöhung verdoppeln. Auf 1%! 
Dann würden bei einer Preissteigerung von mindestens 2% die Renten 
»nur noch« um 1% real sinken. So ungenügend die Korrektur auch ist, 
die Regierung bewegt sich. Man sieht: DIE LINKE wirkt. Dies ist auch 
dringend notwendig, denn es droht ein massiver Anstieg der Altersar-
mut in Deutschland. Seit 2000 sind die Renten unter Berücksichtigung 
der Preissteigerungen bereits real um 9% gesunken. Die größten Ge-
fahren liegen in der Zukunft. Allen Beschäftigte, die in den nächsten 
20 Jahren weniger als dreiviertel eines Durchschnittsverdienstes er-
halten – nach heutigem Geldwert knapp 1.900 Euro im Monat – droht 
2030 eine Rente, die nur der Grundsicherung entspricht. Das sind heu-
te rund 650 Euro – Sozialhilfe für das Alter. 

Rot-Grüne Rentenpolitik: Angriff 
auf die Lebensstandardsicherung

Schröder und Riester haben mit einem 
zentralen Grundsatz gebrochen: Der Le-
bensstandardsicherung im Alter. Bei al-
len rentenpolitischen Verschlechte-

rungen bereits unter Kanzler Schmidt, 
dann unter Kohl, blieb dieser wichtige 
Grundsatz immer unangetastet. 

Das Prinzip der Lebensstandardsi-
cherung ist in der Gesetzlichen Renten-
versicherung (GRV) in doppelter Weise 
angelegt. Die jeweilige Rentenbevölke-

rung wird durch Zahlungen der aktiv 
Beschäftigten versorgt. Damit sind die 
RentnerInnen immer abhängig vom je-
weiligen Stand der Produktivkraftent-
wicklung und der damit sich ergebenden 
gesellschaftlichen Reichtumsproduktion. 
Hinzu kommt, in welchem Umfang die 
Beschäftigten in der Lage sind, sich ei-
nen Anteil zu sichern. Aus dem Einkom-
men der Beschäftigten leitet sich mittels 
Beitragszahlungen der jeweils zur Verfü-
gung stehende Rentenfonds ab. Insofern 
wird bei der Lebensstandardsicherung 
immer auch ein Bezug zum Lebensstan-
dard der aktiv Beschäftigten hergestellt. 
Wer mit 65 in Rente geht, kann sich am 
85. Geburtstag möglicherweise über eine 
Verdopplung oder vielleicht auch Ver-
dreifachung der Rente freuen. Voraus-
setzung ist, dass in den abgelaufenen 20 
Jahren die Einkommen der Beschäftigten 
entsprechend gestiegen sind, ihr Lebens-
standard sich erheblich verbessert hat. 

Die Aufteilung des jeweils zur Verfü-
gung stehenden Rentenfonds geschieht 
nach Maßgabe der Beitragszahlung, die 
der betreffende Rentner oder die Rent-
nerin im Berufsleben geleistet hat. Ent-
scheidend sind dabei die Anzahl der mo-
natlichen Beitragszahlungen und deren 
Höhe in Bezug zum jeweiligen Durch-
schnittsverdienst. Der Lebensstandard in 
der aktiven Lebenszeit hängt entschei-
dend vom erzielten Einkommen ab. Da 
dies als wichtiger Bezugspunkt für die 
Aufteilung des Rentenfonds herangezo-
gen wird, orientiert sich die Rente am 
ehemaligen Lebensstandard. Ziel ist es, 
diesen auch in der Rentenzeit zu halten. 
Die technische Maßgröße, die dies um-
schreibt, ist das so genannte 70prozen-
tige Nettorentenniveau. Man mag dar-
über streiten, ob dies ausreicht, aber 
zumindest wird damit dem grundsätz-
lichen Ziel der Sicherung des Lebens-
standards gefolgt. 

Man sieht: Die Sicherung des Le-
bensstandards in der Rente ist ein Kon-
zept für alle. Vor allem wegen der An-
bindung des Lebensstandards an den 
der gegenwärtigen aktiven Bevölkerung. 
Wer meint, dass dies nur »für Menschen 
mit gutem Einkommen … eine feine Sa-
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che« ist, hingegen »für Menschen mit 
niedrigem oder gar keinem Einkommen 
… jedoch vor allem … die Zementie-
rung von Armut und Elend«1 bedeutet, 
hat die Strukturzusammenhänge der so-
lidarischen und gesetzlichen Rente nicht 
verstanden. 

»Reformen« mit der Axt

Unter Rot-Grün galt als oberstes Prin-
zip, dass Unternehmer und ihre Pro-
fite geschützt werden müssten. Danach 
wurde auch die Rentenpolitik ausgerich-
tet. Zunächst aber wurden die Weichen 
so gestellt, dass die Gewerkschaften im-
mer schlechter hinreichende Lohnab-
schlüsse durchsetzen konnten. Der atem-
beraubende Absturz der Lohnquote in 
den rot-grünen Jahren belegt dies. Dann 
sollten Unternehmer vor steigenden Bei-
tragszahlungen in den Rentenfonds ge-
schützt werden. Sie sollten nie mehr als 
11% – den Arbeitgeberanteil – bezahlen 
müssen. Deshalb führte Kanzler Schrö-
der einen Höchstbeitragssatz von 22% 
ein. 

Die GRV stand ohnehin massiv un-
ter Druck. Arbeitslosigkeit und Prekari-
sierung schmälerten die Einnahmebasis. 
Jetzt kamen durch Rot-Grün organisier-
tes Lohndumping und die Einführung 
des Höchstbeitragssatzes hinzu. Wenn 
die Einnahmen begrenzt werden, dann 
wird die Rentenhöhe gekürzt. Und dann 
wir der Grundsatz der Lebensstandard-
sicherung immer mehr beschädigt, ab 
einem bestimmten Punkt ausgehebelt. 

Die Beschäftigten wurden angehalten, 
sich zum Ausgleich mittels Riester-Rente 
privat abzusichern. Wer auch die durch 
Ministerin Schmidt verursachten Ver-
schlechterungen ausgleichen will, muss 
einen weiteren Teil des sauer verdienten 
Geldes in private Altersvorsorge inves-
tieren. Da hilft es wenig, dass der Staat 
Zuschüsse zahlt, die ungefähr in Höhe 
von ein Prozent die Leistungen aufbes-
sern. 

So wächst die Belastung für Beschäf-
tigte auf 17% des Monatseinkommens, 
wenn ein Rentenniveau aus der Vor-
Riester-Zeit erreicht werden soll! Dies 
müssen die Beschäftigten jedoch alleine 
tragen. So wurde die Parität in der Fi-
nanzierung der Altervorsorge aufge-

brochen. Selbst Bismarck drehte sich 
im Grab um, möglicherweise sogar 
Adenauer – wegen einer sozialdemokra-
tisch geführten Regierung.

Rentenpolitik der LINKEN: 
Gute Arbeit – Gute Rente

Die Rentenpolitik der LINKEN will Al-
tersarmut verhindern und die Lebens-
standardsicherung erhalten. Im Kern 
geht es um sechs Punkte:

1. Reparatur der Rentenformel: 
DIE LINKE will die Rentenformel wie-
der reparieren. Insbesondere sollen alle 
Kürzungsfaktoren unter Riester und 
Schmidt wieder rückgängig gemacht 
werden. Für 2030 wird dann voraus-
sichtlich ein Beitrag von 28% erforder-
lich sein. Dies erscheint auf den ersten 
Blick viel. Bei paritätischer Finanzie-
rung sparen die Beschäftigten jedoch! 
Sie müssen 14% und weitere 14% die 
Unternehmer zahlen. Die Beschäftigten 
zahlen also drei Prozent-Punkte we-
niger, die Unternehmer drei Prozent-
Punkte mehr. Selbst bei sehr niedrigen 
Steigerungsraten der Produktivität kön-
nen die Unternehmer die höhere Bei-
tragsbelastung zahlen.

2. Erwerbstätigenversicherung: DIE 
LINKE will die Erwerbstätigenversiche-
rung, in die alle, auch die Selbständigen 
einzahlen. 

3. Keine Rente mit 67: Die Gewerk-
schaften wollen die Bundestagswahl 
2009 zur Volksabstimmung über die 
Rente mit 67 machen. DIE LINKE be-
grüßt dies. Wir wollen keine Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit. Und wir wol-
len bei vorzeitigem gesundheitlichem 
Verschleiß den abschlagsfreien Renten-
beginn mit 60. 

4. Schluss mit Lohndumping – Gute 
Arbeit: Es muss Schluss mit dem Lohn-
dumping sein. Wir brauchen einen ge-
setzlichen Mindestlohn von 8 Euro, der 
zügig auf 10 Euro gesteigert wird. Die 
Rahmenbedingungen für die Tarifpoli-
tik müssen verbessert werden, damit in 
Zukunft mindestens der verteilungsneu-
trale Spielraum ausgeschöpft werden 
kann. Mit höheren Löhnen steigen auch 
die Beitragseinnahmen und die Renten. 
Häufige Arbeitslosigkeit, unsichere Jobs, 
Minijobs und Leiharbeit beinträchtigen 

für viele die Aussichten für eine gute 
Rente. Auch deshalb will DIE LINKE die 
Zurückdrängung und Beseitigung pre-
kärer Arbeitsverhältnisse und die Siche-
rung guter Löhne und Gehälter. Gerade 
auch, damit später die Rente stimmt. Für 
alle!

Gute Arbeit meint mehr. Die Arbeits-
bedingungen und der Grad des lebens-
langen Verschleißes entscheiden darü-
ber, wie unsere Lebensbedingungen im 
Alter aussehen und ob der Lebens abend 
überhaupt erreicht wird. Nicht umsonst 
haben die Gewerkschaften in den 1980er 
Jahren auf Verkürzung der Wochenar-
beitszeit gesetzt. Die 35-Stunden-Woche 
war und ist ein Beitrag zur Entlastung, 
ein Beitrag damit wir im Alter noch fit 
sind.

5. Solidarausgleich in der Rente und 
Grundsicherung: Vor dem Hintergrund 
unseres Konzeptes Gute Arbeit – Gute 
Rente wird der Personenkreis klein blei-
ben, der die Grundsicherung in An-
spruch nehmen muss. Noch kleiner wird 
der Kreis, wenn unser Konzept für ei-
nen verbesserten Solidarausgleich in 
der Gesetzlichen Rente greift. Wir wol-
len Beitragszeiten mit niedrigen Löh-
nen aufwerten. Damit sinkt für Bezie-
her niedriger Einkommen das Risiko, im 
Alter auf Grundsicherung angewiesen 
zu sein. Die Grundsicherung selbst muss 
verbessert werden. Sie muss materiell 
besser ausgestattet sein, und die Bezugs-
bedingungen müssen menschwürdig ge-
staltet werden.

6. Angleichung Ostrenten: Und 
schließlich werden wir auch im Osten 
des Landes durch eine schnelle Anglei-
chung des Rentenwerts Ost und eine Ab-
schaffung der Ungerechtigkeiten bei der 
Rentenüberleitung Altersarmut zurück-
drängen.

Systemfrage von Rechts – 
Grundrente

Es droht nicht nur Altersarmut. Wenn 
in absehbarer Zeit keine Umkehr der ge-
genwärtigen Rentenpolitik möglich sein 
sollte, ist das System der Gesetzlichen 
und Solidarischen Rente insgesamt be-
droht. 

Viele Menschen zweifeln ohnehin 
schon an der Rente. Die Riester-»Re-
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form« schafft Misstrauen und nicht Ver-
trauen. Die mediale Offensive läuft seit 
Jahren – »Bild« voran. Es droht eine Le-
gitimationskrise. Millionen Beschäftigte, 
die weniger als 2.000 Euro im Monat 
verdienen, werden sich fragen, wes-
halb sie noch Beiträge zur Rentenversi-
cherung zahlen, wenn sie am Ende doch 
nur die Grundsicherung erhalten. 

Die neoliberalen Strategen – seit den 
1980er Jahren gehören hierzu unter an-
derem Meinhard Miegel und Kurt Bie-
denkopf – haben genau diese Legi-
timationskrise auf ihrer Agenda. Die 
»Reformen« der letzten sieben Jahre wa-
ren für sie nur der erste Akt: »Mit dem 
Rentenreformgesetz 2001 wurde eine 
Entwicklung eingeleitet, die das be-
stehende Rentengebäude eines Tages 
zum Einsturz bringen dürfte.«2 Im Ja-
nuar 2008 tobte eine durch das Maga-
zin MONITOR angestoßene Debatte um 
die Anrechnung von Riesterrenten auf 
die Grundsicherung im Alter. Eine noch 
radikalere Forderung vertrat Bert Rü-
rup, einer der Berater, die jahrelang jene 
Rentenkürzungen empfahlen, deren Fol-
gen jetzt eintreten. Rürup wärmte die 
Forderung nach einer steuerfinanzier-
ten Grundrente knapp über Sozialhil-
feniveau wieder auf, auf die Einkünfte 
aus privater Vorsorge nicht angerech-
net werden.

Damit wird die Systemfrage von 
Rechts gestellt. Damit wäre ein kollek-
tives System beendet, das immer darauf 
abzielte, den ehemaligen Beschäftigten 
einen Lebensabend zu sichern, der an 
den Lebensstandard anschließt, der wäh-
rend der Arbeitsphase aufgebaut wurde. 

Lebensstandardsicherung gibt es dann 
nur noch durch private Absicherung. 
Und das ist genau das Ziel der neoli-
beralen Strategen. Grundrente ist keine 
Wohltat für die Menschen. Grundrente 
ist der Hebel zur neoliberalen Privatisie-
rung der Altersvorsorge! Deshalb ist es 
auch kein Wunder, dass all die Profes-
soren- und Beraterbataillone von Ban-
ken und Versicherungen gesponsert wer-
den. Denn um ihr Geschäft geht es. Die 
Milliarden aus der Riesterrente sind nur 
der Appetitanreger.

Bei der Auseinandersetzung um die 
Zukunft der Rente geht es auch darum, 
ob dem Kapital die Landnahme im Be-
reich der Altersvorsorge gelingt. Private 

Altersvorsorge gibt es bisher vor allem 
in den angelsächsischen Ländern ohne 
ausgebaute Sozialversicherungen. Rie-
sige Vermögen werden so angesammelt. 
Sie fließen in so genannten Pensions-
fonds zusammen, die nach Anlagemög-
lichkeiten mit hohen Renditen suchen.

Die Finanzmärkte werden aufgebläht, 
wenn die Menschen durch eine verfehlte 
Rentenpolitik immer mehr in die private 
Alterssicherung gedrängt werden. Sie 
müssen sparen, ihr Geld in Fonds anle-
gen oder Versicherungen abschließen. 
Allein ein Viertel des weltweit ange-
legten Vermögens steckte 2005 in Pensi-
onsfonds – über 20 Billionen Dollar. Ob 
es tatsächlich zu den erwarteten Renten-
auszahlungen kommen wird, bleibt un-
gewiss. So ungewiss wie die Entwick-
lung auf den Finanzmärkten. Gewiss ist 
aber, dass die Pensionsfonds ihre Gelder 
anlegen müssen. Vielleicht genau in den 
Hedge-Fonds oder Private-Equity-Fonds, 
die den Arbeitsplatz der künftigen Pen-
sionäre zwecks Gewinnsteigerung ver-
nichten.

Neoliberale Politik von Links?

Die stellvertretende Vorsitzende der LIN-
KEN – Katja Kipping – hält das Ren-
tenkonzept ihrer Partei nicht für ausrei-
chend. Notwendig sei eine Garantierente 
von rund 800 Euro im Monat, die bedin-
gungslos an jeden alten Menschen ge-
zahlt wird. 

Zunächst sei angemerkt, dass Kip-
ping seit Jahren versucht, das Konzept 
des Bedingungslosen Grundeinkommens 
in der Linken mehrheitsfähig zu ma-
chen. Weil damit die Zerstörung unseres 
Sozialstaates einhergehen würde, hat 
die Bundestagsfraktion dieses Konzept 
im Sommer 2006 mit überwältigender 

Mehrheit abgelehnt. Im März 2007 wur-
den auf den Dortmunder Parteitagen 
entsprechende Vorstöße aus Links partei.
PDS und WASG zurückgewiesen. Auch 
in den programmatischen Eckpunkten 
der Partei taucht das Bedingungslose 
Grundeinkommen nicht als Forderung 
der Linken auf. Jetzt bietet Kipping ihr 
Konzept für die Rentner an.

Als eine der Ursachen für drohende 
Altersarmut benennt Kipping den »Wan-
del der Arbeitswelt«. Darunter fasst sie 
die Erosion des Normalarbeitsverhält-
nisses durch Mini- und prekäre Jobs und 
neue Formen der Selbständigkeit sowie 
die Zurückdrängung von Landwirtschaft 
und Industrie. Ein Teil dieser Verände-
rungen sei durch die Arbeitsmarktpolitik 
bedingt. Dem – da stimmt Kipping der 
allgemeinen Parteilinie zu – müsse poli-
tisch begegnet werden. 

Es gäbe aber Arbeitsverhältnisse, die 
sind »schon von ihrem Wesen her nur 
bedingt vereinbar mit der klassischen 
Festanstellung. Es liegt also nicht nur 
an der Politik, wenn zunehmend mehr 
Menschen ihre Arbeit jenseits der klas-
sischen Festanstellung suchen.«3 Dies 
träfe zu für die immer bedeutsamere 
»immaterielle« oder »wissensbasierte« 
Arbeit. Der Wandel der Arbeitswelt hin 
zur immateriellen Arbeit ist nicht mehr 
aufzuhalten. Damit würde der Kreis der 
Menschen, die keine Festanstellung ha-
ben, immer größer. Folglich können sie 
keine hinreichenden Rentenansprüche 
aufbauen. Mit der Grundrente könnte 
ihnen geholfen werden. 

Dass wissensbasierte Jobs sich häufig 
nicht für Festanstellungen eignen, be-
gründet Kipping damit, dass die für die 
Lohnarbeit typische Trennung von Ar-
beit und Freizeit für immaterielle Arbeit 
nicht haltbar sei. Während man materi-
elle Arbeitsleistung zeitlich noch mit der 
Stechuhr messen könne, sei dies bei wis-
sensbasierter Arbeit unmöglich. Daraus 
folge, dass »der Wert der Ware Arbeits-
kraft … nicht mehr exakt ermittelbar 
(ist). Damit bricht die auf Tauschwert 

1 Kipping, Katja: Von Schweden lernen. Diskus-
sionspapier zu den rentenpolitischen Alternativen 
der LINKEN (Februar 2008).

2 Meinhard Miegel: Die deformierte Gesellschaft, 
2002, S. 270.

3 Kipping, Altersarmut vorprogrammiert, in: So-
zialismus 3/2008, S. 22.
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beruhende Ökonomie zusammen.«4 
� Kipping ist also der Auffassung, dass 

der Wert der Ware Arbeitskraft sich 
aus der verausgabten Arbeitszeit ab-
leite. Damit sitzt sie einer Basismysti-
fikation der bürgerlichen Gesellschaft 
auf. »Auf der Oberfläche der bürger-
lichen Gesellschaft erscheint der Lohn 
… als ein bestimmtes Quantum Geld, 
das für ein bestimmtes Quantum Ar-
beit gezahlt wird.«5 Dies ist aber nur 
der Schein. »Der Wert der Arbeitskraft 
ist bestimmt durch die zur Produktion 
dieses spezifischen Artikels notwen-
dige Arbeitszeit.«6 Damit ist festzu-
halten: Hier bricht nichts zusammen. 

� Dass wissensbasierte, immaterielle 
Arbeit generell nicht in der Form der 
Festanstellung erfolgen könne, ist 
Unfug. Es sei nur verwiesen auf Bei-
spiele wie Lehrer oder den Software-
Entwickler bei SAP. Alles Festange-
stellte mit Beitragszahlungen in die 
Rentenkasse, häufig oberhalb der Bei-
tragsbemessungsgrenze. Dass manch 
ein Beschäftigter lieber als free-lancer 
arbeitet, hat nichts mit der stofflichen 
Seite der Arbeit zu tun. Aber selbst 
für den free-lancer ist im Konzept der 
Linken vorgesorgt. Wir wollen die Er-
werbstätigenversicherung, in die alle, 
nicht nur die abhängig Beschäftigten 
einzahlen.

� Fakt ist auch, dass die Arbeitszeit des 
»Wissensarbeiters« messbar ist, da-
her auch die von ihm geleistete un-
bezahlte Mehrarbeit (der Mehrwert). 
Viele KollegInnen – sei es aus der 
materiellen oder der immateriellen 
Produktion – sagen: »Früher war ich 
nach der Arbeit müde, heute bin ich 
kaputt«. Wer behauptet, die Arbeits-
zeit der immateriellen Arbeit sei nicht 
messbar, leugnet die Ausbeutung von 
Pflegekräften und Ingenieuren.

� Geistige Arbeit, »Kopfarbeit«, An-
wendung wissenschaftlichen Wis-
sens findet unter entwickelten kapita-
listischen Verhältnissen ihre stärkste 
Ausdehnung in der materiellen Pro-
duktion selbst – abzulesen u.a. am 
gewaltigen Anstieg der Qualifikati-
onsanforderungen im Arbeitsprozess. 
Außerdem wäre es ein Trugschluss, 
die immaterielle Produktion vom Ge-
samtzusammenhang der gesellschaft-
lichen Arbeit loszulösen. Wissen-

schaft und geistige Arbeit wachsen 
aus der materiellen Produktion hervor 
und wirken auf sie zurück. Nur wer 
materielle und immaterielle Produk-
tion willkürlich trennt, kann auf den 
Gedanken kommen, dass Emanzipa-
tion auf die immaterielle Produktion 
beschränkt sei. 

� Kippings Vorstellung von immateri-
eller Arbeit ist eingebettet in ein be-
stimmtes Verständnis vom Verhältnis 
von Arbeit und Freizeit. Der eman-
zipative Gehalt einer Gesellschaft 
misst sich für Kipping letztlich nicht 
am Umfang der immateriellen Arbeit, 
sondern viel grundsätzlicher am Grad 
der Zurückdrängung der Arbeit über-
haupt. Letztlich könne Emanzipation 
nur in der Freizeit stattfinden.7 Da-
gegen steht die Auffassung von Ar-
beit als Naturnotwendigkeit aller 
Gesellschaftsformen. Es ist eine gera-
dezu abenteuerliche Vorstellung, die 
menschliche Gesellschaft könne sich 
von Arbeit im Sinne materieller Pro-
duktion befreien. Zum einen erweitert 
sich mit der Entwicklung der Produk-
tivkräfte, Bedürfnisse und Lebensan-
sprüche sogar dieses Reich der na-
turnotwendigen Arbeit. Zum anderen 
haben erst in dem Maße, wie Arbeit 
auf alle gleichmäßig verteilt wird, alle 
den gleichen Anspruch auf Freizeit. 
Soziale Emanzipation ist eben nicht 
identisch mit Emanzipation von Ar-
beit, sondern mit der gerechten Ver-
teilung von Arbeit und Freizeit in der 
Gesellschaft. Wer Arbeit im Kapita-
lismus grundsätzlich als nur repres-
siv versteht, übersieht die zivilisato-
rischen Potenziale, die – auf Druck 
der Belegschaften – die Entwicklung 
von Kooperation und Gemeinschaft-
lichkeit, von Konflikt-, Problemlö-
sungs- und Sprachfähigkeit und der 
Aneignung von Wissen, kurzum der 
sozialen Teilhabe auch im Kapital-
verhältnis möglich machen. Teilhabe 
stärkt das Gefühl der Sinnhaftigkeit 
der eigenen Existenz und fördert den 
Sinn für die soziale Pflicht des Indi-
viduums. Kipping gibt den Kampf der 
Belegschaften und Gewerkschaften 
für gute Arbeit preis.

� Kipping interessiert sich nicht für 
Fragen der rationellen Organisa-
tion der Produktion, die Zurückdrän-

gung der kapitalistischen Form der 
Akkumulation und für die ihr imma-
nente Produktion leistungsloser Ein-
kommen der besitzenden Schichten. 
Sie ersehnt sich die Überwindung des 
Kapitalismus über Bedingungsloses 
Grundeinkommen und Grundrente, 
d.h. auf der reinen Verteilungsebene.

Garantierente – Todesstoß für die 
gesetzliche Rente

Kipping will als ersten Schritt zur Ein-
führung einer Garantierente »alle beste-
henden Steuerfinanzierungen innerhalb 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
und die der Grundsicherung im Alter … 
unbürokratisch … zu einem Grundsockel 
in der Rente für jeden und jede« zusam-
menfassen. Ansprüche aus der gesetz-
lichen Rente will Kipping voll oder teil-
weise auf diese »Grundrente« anrechnen. 
Betriebliche oder private Vorsorge soll 
dagegen anrechnungsfrei sein.8 

Für Katja Kippings Garantierente 
fällt der Realitätscheck unter den Be-
dingungen des bundesdeutschen Sozial-
staats verheerend aus. Schon die Forde-
rung, alle steuerfinanzierten Zuschüsse 
zur Rente für die Finanzierung des Pro-
jekts einzuschmelzen, würde das Sys-
tem ins Wanken bringen.9 Die Folge 
wäre Sozialhilfe bzw. Garantierente im 
Alter für (fast) alle. Kippings Vorschlag 
wäre das endgültige Aus für die gesetz-
liche Rente. Warum sollen Versicherte in 
ein System einzahlen, wenn es nur unter 
völlig unrealistischen Annahmen Leis-
tungsansprüche über dem Niveau der 
Garantierente verspricht?

Stellen wir uns die weiteren Folgen 
der Garantierente vor. Mit 800 Euro ist 
eine Lebensstandardsicherung für die 
meisten Menschen nicht möglich. Zu-
sätzliche Alterseinkünfte sind nötig. 
Wenn nun tatsächlich Rentenansprüche 
aus der gesetzlichen Rente auf die Ga-
rantierente voll oder teilweise angerech-
net werden, während Einkünfte aus pri-
vater und betrieblicher Altersvorsorge 
anrechnungsfrei bleiben, dann entsteht 
ein gewaltiger Sog aus der solidarisch 
finanzierten gesetzlichen Rente in pro-
fitorientierte private Altersvorsorgesys-
teme. Es gibt für die Versicherten dann 
eigentlich kaum einen Grund mehr, Bei-
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träge in die GRV zu zahlen. Die Wahr-
scheinlichkeit, Ansprüche über dem Ga-
rantierentenniveau zu erwerben, ist 
absurd niedrig. Umso größer wäre dafür 
der Anreiz, Geld in private Riester- oder 
Betriebsrenten zu stecken. 

Die Garantierente wäre ein gigan-
tisches Subventionsprogramm für die 
private Versicherungswirtschaft. Der 
Preis für ihre Einführung wäre der end-
gültige Abschied vom Prinzip der Le-
bensstandardsicherung für die Mehr-
heit der heutigen BeitragszahlerInnen. 
Wer so etwas ernsthaft fordert, muss 
sich fragen lassen, wessen Interessen er 
oder sie vertritt. Wenn auch noch auf 
der LINKEN Vorschläge salonfähig wer-
den, die letztlich nur den privaten Versi-
cherungen die Kunden in die Arme trei-
ben, dann heißt es bald: Gute Nacht für 
die Gesetzliche Rente. 

Die Garantierente ist ein Grundein-
kommen im Alter. Ihre Einführung hieße 
nichts anderes, als dass für einen Teil 
der Bevölkerung ohne jede Prüfung des 
Bedarfs eine steuerfinanzierte Sozialleis-
tung in Höhe des Existenzminimums ge-
zahlt wird. Nach dem Gleichheitsgrund-
satz müsste sich dann aber die gesamte 
Bevölkerung die Frage stellen, warum 
auf steuerfinanzierte Transfers zur Ab-
sicherung des Existenzminimums über-
haupt andere Einkommen angerech-
net werden. Die Garantierente ist also 
ein Grundeinkommen für alle durch die 
Hintertür. Wer so etwas will, muss es of-
fen sagen. Wir wollen es nicht, weil wir 
gute Alternativen haben: Gute Arbeit 
zu fairen Bedingungen und gute, soli-
darisch finanzierte Renten, die im Alter 
den erreichten Lebensstandard sichern. 

»Garantierente«
Mit der Planierraupe über die gesetzliche Rentenversicherung

von Johannes Steffen
 

In der Debatte um ein künftig absehbar 
wieder steigendes Armutsrisiko im Alter 
als Folge der rot-grünen Senkung des 
Leistungsniveaus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung (GRV) und der zuneh-
menden Bedeutung prekärer, schlecht 
oder gar nicht sozial abgesicherter Be-
schäftigungsformen werden Stimmen 
nach Einführung einer so genannten 
Garantierente laut. 

So tauchte in der Partei DIE LINKE 
jüngst der Vorschlag auf, allen Men-
schen im Alter einen monatlichen »An-
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spruch auf eine armutsfeste Grund-
rente in Höhe von mindestens 800 Euro« 
zu geben (Katja Kipping in: Sozialis-
mus 3/2008, S. 23). Leistungen der be-
trieblichen Altersversorgung sowie aus 
privater Vorsorge würden diese »Ga-
rantierente« nicht schmälern, während 
Zahlungen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung voll oder zu Teilen gegen die 
Grundrente aufgerechnet werden sollen. 
Zur Finanzierung werden »alle beste-
henden Steuerfinanzierungen innerhalb 
der GRV und der Grundsicherung im Al-

ter« zu einem Grund-
sockel in der Rente 
zusammengefasst. 
»Weitere Steuern 
könnten bei Bedarf 
zur Finanzierung der 
Grundrente herange-
zogen werden.« Ziel 
des Vorschlags sei 
»nicht, die gesetz-
liche Rentenversi-
cherung abzuschaf-

4 Ebenda.
5 Marx, Das Kapital, Band 1, MEW 23, S. 557.
6 Ebenda, S. 184
7 »Dabei ist free activity, not labour die Marx-

sche Vision.« (K. Kipping/R. Blaschke, »Und es geht 
doch um …« – das Gespenst des Grundeinkom-
mens, in: Sozialismus, 10/2005). Voraussetzung 
dazu sei das Grundeinkommen, das »die immense 
Ausweitung der Autonomie der Menschen, der free 
time und der free acitivity, der sich darin frei ent-
wickelnden Fähigkeiten« befördere. Nicht zufällig 
polemisiert Kipping gelegentlich gegen die »Herren 
der Arbeitsgesellschaft«, die »Arbeitskultur-Ideo-
logie« und die »problematische Traditionslinie ar-
beitszentrierter linker Politik« (Disput, April 2006).

8 Vgl. K. Kipping, Altersarmut vorprogrammiert 
in: Sozialismus 3/2008, Seite 23.

9 Siehe den Beitrag von Johannes Steffen in die-
sem Heft.
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